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Angriff auf Schul-Cloud
Hasso-Plattner-Institut aktiviert zusätzliche Abwehrkapazitäten

ANNA KRISTINA BÜCKMANN

Brandenburgs Bildungsministe-
rin Britta Ernst (SPD) hat nach

dem Cyber-Angriff auf die Schul-
plattform des Hasso-Plattner-Insti-
tuts (HPI) von einer kriminellen
Handlung gesprochen. „Also ehrli-
cherweise: Vor Hackerangriffen aus
dem Ausland ist überhaupt nie-
mand geschützt“, sagte sie am
Dienstagmorgen im rbb-Inforadio.
„Das kann passieren. Da wird mit
Hochdruck dran gearbeitet, um das
zu beseitigen.“

Mit Datenpaketen überschüttet

Am Montag war es wegen eines so-
genannten DDoS-Angriffs bundes-
weit zu kurzzeitigen Ausfällen ge-

kommen, wie eine Sprecherin des
Instituts bestätigte. Bei solchen An-
griffen (Distributed Denial of Ser-
vice Attack, wörtlich: verteilter
Dienstverweigerungsangriff) wird
eine Site von vielen Computern
gleichzeitigmitDatenpaketenüber-
schüttet und damit blockiert. Im
Unterschied zu einem Hackeran-
griff geht es den Angreifern nicht
darum, Daten abzugreifen oder in
ein System einzubrechen, sondern
den Server in die Knie zu zwingen.
Die Probleme habe man am Mon-
tagabend in den Griff bekommen,
hieß es.

Nach HPI-Angaben kam es zu
massenhaften Zugriffen, der Angriff
sei aus dem europäischen Ausland
gekommen. „Zur Sicherstellung des

len nicht gemacht hat, holt man
nicht in neun Monaten auf.“ Sie
sprach von einer Aufholjagd: Im
März hätten 50 der mehr als 900
Schulen in Brandenburg die Lern-
plattform genutzt - nun seien sie bei
570. Namensgeber des Hasso-Platt-
ner-Instituts ist der Gründer des
SAP-Konzerns.

Träger entscheiden

Ob Schulen die Cloud nutzen ent-
scheiden die Schulträger - die Lern-
plattform zählt ebenso wie zum Bei-
spiel Bücher zurAusstattung, erklärte
Ministeriumssprecherin Ulrike Grö-
nefeld. In Brandenburg gibt es nach
Angaben des Ministeriums rund 400
Schulträger, darunter Gemeinden,
KirchenundprivateTräger. (dpa)

Betriebs haben wir mit unseren
Hosting-Dienstleistern kurzfristig
umfangreiche Anpassungen vorge-
nommenunddie Serverkapazitäten
nochmals deutlich erhöht“, so
Christoph Meinel, HPI-Direktor
und Leiter des HPI Schul-Cloud-
Projekts. Firewalls seien angepasst,
die Server im Vergleich zur Vorwo-
che nochmals verdoppelt worden.
Vergangene Woche wurden dem-
nach 100 Server zusätzlich bereitge-
stellt, um den Betrieb der Schul-
Cloud zu gewährleisten.

Zur technischen Aufrüstung an
Schulen sagte Ernst, die Schüler
undLehrkräfte hättendeutlichdazu
gelernt. „Aber ich sage sehr deut-
lich: Was man fünf oder acht Jahre
im Bereich Digitalisierung an Schu-
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Ermittlung gegen AfD-Mann
nach illegaler Party

Nach einer illegalenGeburtstags-
party in Cottbus imDezember wird
gegen den Brandenburger AfD-
LandtagsabgeordnetenDaniel Frei-
herr von Lützow ermittelt. Das be-
stätigte die Polizeidirektion Süd am
Dienstag. Es gehe umden Tatver-
dacht der Nötigung und Bedrohung
von Polizeibeamten, sagte Spreche-
rin Ines Filohn. Von Lützow soll
demnach entgegen eigener Darstel-
lungen doch bei der Party dabei ge-
wesen sein und Polizisten bedroht
haben. Von Lützow selbst sagte der
Deutschen Presse-Agentur am
Dienstag auf Anfrage, er werde
einen Anwalt einschalten, der „die
Sachen“ klärenwerde. (dpa)

Quarantänepflicht bei
Einreise nachMeck-Pom

Wer aus Corona-Hochrisikogebie-
ten imNachbarland Brandenburg
ohne triftigen Grund nachMeck-
lenburg-Vorpommern einreist,
muss mit einer mehrtägigen Qua-
rantäne rechnen. Darauf hat der
Schweriner Innenminister Torsten
Renz (CDU) bei einer Polizeikont-
rolle an der Autobahn 19 in Leizen
(Mecklenburgische Seenplatte) am
Dienstag hingewiesen. Inzwischen
gehören drei der vier nördlichen
Kreise in Brandenburg zu dieser
Kategorie: Die Prignitz, der Kreis
Ostprignitz-Ruppin und die Ucker-
mark. InMecklenburg-Vorpom-
mern lag diese Inzidenz amMon-
tag bei 129,2. (dpa)

Unfall auf schneeglatter A15
zieht weitere nach sich

EinUnfall auf der Autobahn15bei
Vetschau (Oberspreewald-Lausitz)
hatweitere nach sich gezogen. Eine
25-jährigeAutofahrerin kamam
Dienstag ins Schleudernund stieß
gegendie Leitschutzplanke. Sie
wurde leicht verletzt. EinLastwagen-
Fahrer, der dahinter fuhr, konnte auf
der überfrorenenAutobahnnicht
mehr auszuweichenundprallte
gegendieMittelschutzplanke.Durch
dieWucht des Einschlages drehte
sich der Sattelauflieger und kam
quer zur Fahrtrichtung zumStill-
stand.Der 28-jährige Fahrer und
seinBeifahrermussten insKranken-
haus gebrachtwerden. In der Folge
bildete sich ein Stau, andessenEnde
es zudreiweiterenUnfällenmit
Blechschäden kam. (dpa)

WachsendeKritik am
Impftempo inBrandenburg

Die Kritik am schleppenden Impf-
beginn in Brandenburg nimmt zu -
auch aus der eigenen Kenia-Koali-
tion. „Der Impfstart ist sehr holprig
in Brandenburg verlaufen, gerade
auch imVergleichmit anderen
Bundesländern“, sagte der CDU-
Fraktionsvorsitzende im Landtag,
Jan Redmann. Brandenburg lag bei
Impfungen pro 1000 Einwohner am
Dienstagmit 6,0 an drittletzter
Stelle. Bei der Impfung von Pflege-
heimbewohnern ist Brandenburg
Schlusslicht. Gesundheitsministe-
rin Ursula Nonnemacher (Grüne)
hatte amMontag umVerständnis
geworben. Sie verwies darauf, dass
die Impfkapazitäten Schritt für
Schritt ausgebaut würden und der
Impfstoff das Tempo vorgebe. (dpa)

Der Impfstart in Brandenburg läuft holprig
– das sorgt für Kritik. DPA

Kirche
fürden

Klimaschutz
WilmersdorferGemeinde
senkt CO2-Emissionen

ELENA MATERA

Die Lindenkirchengemeinde in
Wilmersdorf verzichtet bereits

seit einigenMonaten auf das Heizen
von fossilen Brennstoffen, um CO2-
Emissionen zu sparen – mit Erfolg.
Nun sollen weitere Kirchen in Berlin
und Brandenburg dem Beispiel der
Kirchengemeinde folgen.

Statt 144 Stunden die Woche mit
einer fossilen Erdgasheizung den
großen Kirchenraum zu erwärmen,
hat sich die Lindenkirchenge-
meinde für eine elektrische Infra-
rotheizung entschieden. Diese läuft
nur noch zu den Nutzungszeiten
der Kirche, etwa zwei bis vier Stun-
den in der Woche. Verschiedene
elektrische Heizelemente wie Sitz-
bankkissen erzeugen kleine Wär-
mefelder, ohne das ganze Gebäude
zu erwärmen, erklärt BeateCorbach
vom Umweltbüro der Evangeli-
schen Kirche Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz (EKBO).
Jährlich könnten so 94 Prozent der
Energie eingespart werden.

Das Pilotprojekt der EKBO
nehme deutschlandweit eine Vor-
reiterrolle ein, soCorbach. Eswurde
im Rahmen des Klimaschutzgeset-
zes der EKBO ins Leben gerufen,
dasAnfangdieses Jahres inKraft ge-
treten ist. Das Klimaschutzgesetz
wurde imOktober 2020 verabschie-
det und regelt die Reduzierung der
CO2-Emissionen der Landeskirche
bis zum Jahr 2050 auf null.

Den Kirchengemeinden der
EKBO ist der Einbau von Heizun-
gen, die fossile Energie nutzen,
untersagt. Ab Januar 2022 ist außer-
dem die Nutzung von Strom aus er-
neuerbaren Energien verbindlich.
Zwei Jahre haben die mehr als 1100
Kirchengemeinden der EKBO Zeit,
sich auf eine dann verbindliche
CO2-Abgabe vorzubereiten. „Ab
dem Jahr 2023 wird diese mit
125 Euro pro Tonne Kohlendioxid
veranschlagt“, so Corbach. Das
Geld soll in kirchliche Fonds flie-
ßen, aus denen die Mehrkosten für
die energetischen Sanierungen der
kirchlichen Gebäude finanziert
werden.

Rund 80 Prozent der Treibhaus-
gasemissionen der EKBO entstehen
laut Corbach durch die mehr als
6000 Gebäude der Landeskirche.
Um die CO2-Emissionen bis zum
Jahr 2050 auf Null zu senken, kon-
zentriere man sich daher zunächst
vor allem auf den Gebäudesektor.
„Es ist an der Zeit, dass auf unsere
Worte und Predigten nun auch Ta-
ten folgen“, meint Hans-Georg-
Baaske, Leiter des Umweltbüros der
EKBO. „Unsere Kirche nimmt nun
die Vorreiterrolle und Vorbildfunk-
tion ein, die viele Menschen – zu
Recht – von ihr erwarten.“

Das Pilotprojekt der Lindenkir-
chengemeinde in Wilmersdorf soll
zeigen, dass die CO2-Emissionenmit
den gezielten Wärmefeldern deut-
lich reduziert werden können.
Neben dem Aspekt des Klimaschut-
zes sparen die Gemeinden außer-
dem bei den Betriebskosten, so Cor-
bach.DieseWirkung sei fürKirchen-
gemeinden insbesondere wichtig
vor demHintergrund der sinkenden
Kirchensteuereinnahmen.

Der Innenraum der Evangelischen Linden-
kirche EVANGELISCHE LINDENKIRCHENGEMEINDE

Meldewesenüberfordert
Die Inzidenzzahlen des Landes und die des Robert-Koch-Instituts unterscheiden sich oft stark

GERHARD LEHRKE

T ag für Tag meldet das Ro-
bert-Koch-Institut Zah-
len, wie sich die Corona-
Pandemie inDeutschland

ausbreitet. Dochwer sich dieMühe
macht und diese Zahlen im Inter-
net mit den Angaben des branden-
burgischen Gesundheitsministe-
riums vergleicht, wird stutzig: Des-
sen Angaben weichen teilweise
deutlich von denen des RKI ab, lie-
gen bei der Sieben-Tage-Inzidenz
teilweise weit darüber. Offenkun-
dig wird das Meldesystem von der
Vielzahl der Fälle überrollt.

So meldete Brandenburg am
Dienstag, dass im Landkreis Elbe-
Elster 536 Neuinfektionen binnen
sieben Tagen auf 100.000 Einwoh-
ner festgestellt worden waren. Laut
RKI waren es nur 488. In Ostprig-
nitz-Ruppin stand eine vom Bun-
desland gemeldete Inzidenz von
410 der Zahl 315 des RKI gegen-
über.

Verzögerte Übermittlung

Das wirkt sich auch auf die Inzi-
denzzahlen für das gesamte Bun-
desland aus – Brandenburg mel-
dete am Dienstag den Wert 286,
beim RKI betrug er dagegen ledig-
lich 258. Das Institut konnte auf
Anfrage nicht sagen, woran es im
jeweiligen konkreten Fall hake. Die
Zahlen, die auf dem sogenannten
RKI-Dashboard angezeigt werden,

könnten jedoch grundsätzlich von
den Zahlen der lokalen Behörden
abweichen. Generell gelte: Die Be-
hörden in Land- oder Stadtkreisen
verfügten immer über die aktuells-
ten Zahlen. Diese seien auch aus-
schlaggebend dafür, welche Maß-
nahmen zur Eindämmung vor Ort
ergriffen werden.

Die Diskrepanzen zwischen den
Werten der Landkreise und des
RKI-Dashboards könnten ver-
schiedene Ursachen haben, zum

Beispiel einen „Übermittlungsver-
zug“. Der könne eintreten, wenn
das Gesundheitsamt bereits Fälle
an die zuständige Landesbehörde
übermittelt hat, diese aber noch
nicht vom Land an das RKI weiter-
geleitet wurden. Dadurch könne es
beim RKI zu einer Unterschätzung
der Sieben-Tage-Inzidenz kom-
men, insbesondere bei starkem
Anstieg der Ansteckungen.

Brandenburgs Gesundheitsmi-
nisterium erklärte, dass Covid-19-
Fälle von Ärzten oder Altenheimen

unverzüglich an das zuständige
Gesundheitsamt gemeldet werden
müssten. Die 18 Gesundheitsämter
in Brandenburgmüssen diese Zah-
len spätestens am folgenden
Arbeitstag an das Landesamt für
Arbeitsschutz, Verbraucherschutz
und Gesundheit (LAVG) melden.
Aber, so sagte ein Sprecher des Mi-
nisteriums: „Aufgrund der hohen
Arbeitsbelastung durch die hohe
Fallzahl kommt es jedoch gelegent-
lich zu Verzögerungen.“

Die Nachverfolgung überfordert viele Gesundheitsämter. DPA/BRITTA PEDERSEN

„Aufgrund der hohen Arbeitsbelastung durch
die hohe Fallzahl kommt es bei der Meldung

gelegentlich zu Verzögerungen.“

Ein Sprecher des Gesundheitsministeriums

Das LAVG und der Koordinie-
rungsstab Corona Brandenburgs
meldeten zwar die tagesaktuellen
Zahlen elektronisch an das RKI.
Wegen der beschriebenen Verzö-
gerungen davor jedoch würden
noch Kurzmitteilungen an die
Zentrale in Brandenburg geschickt,
die noch nicht in die Meldesoft-
ware eingegeben werden konnten.
Das mache weniger Aufwand und
sei tagesaktuell, die Zahlen könn-
ten durch das RKI allerdings nicht
berücksichtigt werden. Die Ge-

sundheitsämter wurden unterdes-
sen vom Ministerium verpflichtet,
kurzfristig und einheitlich die Mel-
desoftware SurvNet und die Soft-
ware zur Kontaktpersonen-Nach-
verfolgung SORMAS zu installieren
und zu nutzen. Dafür hat der Bund
Geld zur Verfügung gestellt, damit
am Ende alle Gesundheitsämter in
Deutschland auf dem gleichen Sys-
tem laufen. Zwar seien alle 18
Brandenburger Gesundheitsämter
an das Deutsche Elektronische
Meldesystem für Infektionsschutz
angeschlossen. Derzeit nutzten
aber erst sechs Ämter SurvNet und
SORMAS, die anderen zwölf seien
noch bei der Umsetzung.

Warten aufs Update

Weil SORMAS allerdings erst als lo-
kale Version zur Verfügung stehe,
warteten die Gesundheitsämter
noch auf die neue Version SOR-
MAS eXchange, die eine Kommu-
nikation über Schnittstellen er-
möglicht und sich in der Endphase
der Entwicklung befinde.

Zur Unterstützung des Öffentli-
chen Gesundheitsdienstes hat der
BundMittel in Höhe von 50 Millio-
nen Euro für Investitionen der Län-
der bereitgestellt.

Für Brandenburg gab es eine
der Einwohnerzahl entsprechende
Zuweisung von 1,51 Millionen
Euro. Landkreise und kreisfreie
Städte hätten die Mittel bereits er-
halten.


